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1 Einleitung 

‚Scheitert	der	Euro,	dann	scheitert	Europa.‘	

Nur	wenige	Aussprüche	Angela	Merkels	dürften	ähnlichen	Nachhall	gefunden	ha‐

ben	wie	der	vorstehende.	Adressat	war	am	19.05.2010	der	Bundestag,	der	in	Zei‐
ten	des	Aufflammens	der	europäischen	Staatsschuldenkrise	über	den	sogenann‐

ten	Euro‐Rettungsschirm	zu	beschließen	hatte.	Trotz	eines	immensen	deutschen	
Haftungsanteils	war	er	für	seine	Verfechter	gleichwohl	‚alternativlos‘.	Andernfalls	

drohe	 der	 Weg	 in	 eine	 ‚Transferunion‘	 (vgl.	 Bundesministerium	 der	 Finanzen	
[BMF],	 o.J.a;	 vgl.	 Deutscher	 Bundestag,	 2010a).	 Kritiker	 sehen	 hingegen	 durch	

derlei	Maßnahmen	eben	letzteren	bereits	beschritten.	

So	kam	es	dazu,	dass	das	Bundesverfassungsgericht	als	‚Hüter	des	Grundgesetzes‘	

(Bundesverfassungsgericht	 [BVerfG],	 2017a)	 mehrfach	 mit	 den	 juristischen	 Di‐

mensionen	dieses	Feldes	bemüht	wurde.	Auf	welch	unerforschtes	Terrain	es	sich	
hierbei	 begab,	 bezeugt	 nicht	 zuletzt	 sein	 Beschluss	 vom	 14.12.2011	 (2	 BvR	

987/10,	2	BvR	1485/10,	2	BvR	1099/10),	als	es	den	damaligen	Beschwerdefüh‐
rern	trotz	Unterliegens	den	Ersatz	eines	Drittels	ihrer	Auslagen	zusprach.	Sie	hat‐

ten	 nach	 Auffassung	 des	 Gerichts	 „in	 der	 Sache	 zur	 Klärung	 einer	 Frage	 von	
grundsätzlicher	 Bedeutung	 beigetragen“.	 Tatsächlich	 offenbarte	 sich	 die	 Staats‐

schuldenkrise	der	Europäischen	Union	(EU)1	gerade	in	ihren	Anfängen	als	präze‐
denzlose	Spannungslage,	im	Zuge	derer	die	sie	betreffenden	Entscheidungen	des	

Bundesverfassungsgerichts	wie	kaum	andere	 zuvor	Bedeutung	 für	Deutschland,	
Europa	und	die	gesamte	Welt	erlangten	(vgl.	Blöser	&	Knäpper,	2013,	S.	62f.;	vgl.	

Di	Fabio,	2013,	S.	9;	siehe	hierzu	auch	Kübler,	2013,	S.	9	und	Voßkuhle,	2015,	S.	
135).	

1.1 Die Gefahr der Staatsschuldenkrise: Ein etwas anderer Rückblick 

Mit	 Giorgos	 Papandreou	 gewannen	 die	 oppositionellen	 Sozialisten	 die	 griechi‐

schen	 Parlamentswahlen	 des	 04.10.2009	 (vgl.	 Samson,	 2017).	Was	 damals	 nie‐
mand	 ahnte:	 Binnen	 weniger	 Monate	 sollte	 ihn	 das	 horrende	 Haushaltsdefizit	

Athens	 vom	Mann	 der	 Stunde	 zum	Gesicht	 der	Krise	 degradieren	 (siehe	 hierzu	
Böll,	2010).	

																																																			

1	 Zwecks	Vereinfachung	erfolgt	einheitlich	die	Verwendung	der	Bezeichnung	„EU“	(siehe	hier‐
zu	Konrad	Adenauer	Stiftung,	2017).		


